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0. Die in § 37 Abs. 5 angesichts der Corona-Pandemie getroffene Ausnahme zur 
Beschlussfassung in Personalräten per Telefon-, Videokonferenz oder Umlaufbeschluss 
sollte bei einer Neufassung des Gesetzes aufgenommen werden. Dabei muss 
sichergestellt sein, dass die Entscheidung über die Form der Sitzungsdurchführung allein 
bei den Personalräten selbst liegt. Außerdem sollte evaluiert werden, ob Wahlen zu den 
Personalräten auch online durchgeführt werden können. 

1. Die Mitbestimmung bei allen personellen, sozialen, organisatorischen und sonstigen 
innerdienstlichen Maßnahmen finden wir sehr positiv. Nur unter diesen umfassenden 
Bedingungen kann Mitbestimmung für die Beschäftigten gelingen. Die Umsetzung wurde 
jedoch durch die Anwendungshinweise des TMIK behindert. Viele Dienststellenleitungen 
haben sich daran orientiert und weiterhin ausschließlich Mitbestimmung anhand der 
Kataloge des § 73 akzeptiert. Um Rechtssicherheit zu schaffen sollte § 73 zukünftig 
entfallen. Sollte dies wegen rechtlicher Bedenken nicht umgesetzt werden, müssten 
alternativ in § 73 in den Absätzen 1 bis 3 jeweils in Satz 1 die Worte „Der Personalrat“ 
durch „Die Einigungsstelle“ ersetzt werden. Damit wird auch der Bezug zu § 72 Absatz 5 
Satz 3 korrekt hergestellt. 

2. Die Wahlberechtigung ab dem 16. Lebensjahr begrüßen wir, wie zu den Jugend- und 
Auszubildendenwahlen können so Jugendliche bereits früh für notwendige 
Interessenvertretungen in den Dienststellen gewonnen werden. 

3. Dass Beschäftigten in Elternzeit wahlberechtigt und demzufolge auch wählbar sind, ist 
folgerichtig, denn sie kehren an die Dienststelle zurück. In der Fragestellung wird nur auf 
Beamte Bezug genommen. Diese Regelung gilt und soll auch weiterhin für alle 
Beschäftigten gelten. 

4. In Bezug auf die Verlängerung der Amtszeit auf 5 Jahre liegen keine Erfahrungen vor. Im 
Hochschulbereich erwarten wir wegen der vielen befristet Beschäftigten eine hohe 
Fluktuation der Personalratsmitglieder und befürchten, dass eine längere Amtszeit das 
Engagement zur Kandidatur eher hemmt. 

5. Die Angleichung der Freistellungsstaffel an das BetrVG wird ausdrücklich begrüßt. Für 
Dienststellen mit weniger als 200 Beschäftigten halten wir eine proportional zur 
Beschäftigtenzahl als Soll-Vorschrift ausgestaltete Teilfreistellung für erforderlich.  Ebenso 
halten wir eine gesetzliche Verpflichtung für die Dienststellen zur Entlastung der nicht 
freigestellten Personalratsmitglieder von ihren Dienstaufgaben für dringend geboten. 

6. Diese Neuregelung wird in vielen Dienststellen erfolgreich genutzt. 
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7. Unabhängig davon, ob öffentliche Institutionen ausschließlich wirtschaftlich tätig sind ist 
die finanzielle Situation der Dienststelle ein entscheidender Faktor für die Umsetzung von 
Maßnahmen. Gerade an den Hochschulen ist der wirtschaftliche Bereich stark 
ausgeprägt, bspw. im Zusammenhang mit Auftragsforschung oder Weiterbildung. 
Wirtschaftliche Überlegungen prägen oft genug organisatorische und personelle 
Entscheidungen. Daher soll die Möglichkeit zur Bildung eines Wirtschaftsausschusses für 
alle Dienststellen gelten. 

Wir schlagen vor, auch „Stiftungen“ die Möglichkeit der Einrichtung eines 
Wirtschaftsausschusses zu geben. 

8. Der Rechtsanspruch auf Rücknahme beteiligungswidriger Maßnahmen ist unbedingt 
erforderlich. 

9. Die derzeitigen Regelungen zur Mitbestimmung bei Maßnahmen, die sich über 
Ressortgrenzen hinweg auswirken, ist unbefriedigend. Da nur der HPR des 
federführenden Ressorts mitbestimmt, die ARGE HPR dagegen nur angehört werden 
muss, wird hier das Mitbestimmungsrecht der darüber hinaus betroffenen Beschäftigten, 
die durch ihre gewählten Hauptpersonalräte vertreten werden, ausgehebelt. Dies muss 
dringend geändert werden. 

Sollte eine Mitbestimmung durch die ARGE HPR rechtlich bedenklich sein, wird die 
Einrichtung eines Landespersonalrates, der von allen Beschäftigten im Landesdienst 
gewählt wird, vorgeschlagen. 

10. Diese Regelung wird intensiv genutzt und hat sich bewährt. 

11. Die Einbeziehung der Assistenten an den Hochschulen über eine/n Vertreter/in des 
Assistentenrats im PR ist sinnvoll, um auch die speziellen Belange der Assistenten 
sachgerecht vertreten zu können. Die Erfahrungen mit diesem Gremium und der 
Zusammenarbeit sind insgesamt noch nicht ausreichend für eine Bewertung. 
Assistentenräte konnten bisher nicht an allen Hochschulen gebildet werden. Dort, wo 
Assistentenräte gebildet wurden, konnte in einigen Fällen die Besetzung nicht dauerhaft 
über die Amtszeit erfolgen. Allerdings lässt sich bisher feststellen, dass die Regelungen 
zu Freistellungen, Ausstattung und Kostenerstattung für die Assistentenräte nicht 
ausreichend geregelt sind. Insgesamt bedarf diese Neuregelung eine längere 
Erprobungszeit. 

Die Mitbestimmung bei „vielen Personalmaßnahmen“ der drittmittelbeschäftigten 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern reicht nicht aus, weil gerade die 
wesentlichen Bereiche Einstellung, Eingruppierung und Vertragsverlängerung nur auf 
Antrag mitbestimmt werden. Gerade in diesem Bereich ist aber die Überwachung der 
Einhaltung von Gesetzen durch den Personalrat besonders notwendig. Auch an den 
Hochschulen muss daher eine Mitbestimmung für alle Beschäftigte ohne Antrag 
eingeführt werden. 

An den Hochschulen gibt es keine klaren Regelungen zur Ermäßigung der 
Lehrverpflichtung von Lehrkräften, die Mitglied eines Personalrats sind, wie es z.B. für 
Lehrkräfte an Schulen in §92 geregelt ist. Eine entsprechende Regelung muss auch in § 
88 für die Hochschulen geschaffen werden, bspw. dass in der LVVO klare Regelungen 
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zur Ermäßigung der Lehrverpflichtung bei Personalratsmitgliedschaft außerhalb von 
Freistellungen getroffen werden. 

weitere Punkte: 

zu § 23 (1): 
Die vorgenommene Konkretisierung des Termins stellt Wahlvorstände vor praktisch 
unlösbare Probleme. Rechnet man alle Fristen aus der Wahlordnung vom Erlass des 
Wahlausschreibens bis zur Wahl zusammen, so ergeben sich daraus bereits 6 Wochen. 
Hinzu kommen notwendige Zeiten für die Benachrichtigung von Listenführer/innen zur 
Nachbesserung heilbarer Mängel, zusätzliche Sitzungen zur Bewertung und 
Beschlussfassung über Gültigkeit von Wahlvorschlägen, Kandidaten oder Unterstützern 
von Wahlvorschlägen. Vor dem Erlass des Wahlausschreibens benötigt der Wahlvorstand 
zudem unbedingt Vorlaufzeit für die Erarbeitung eines Zeitplans, die eigene Schulung, die 
Beschaffung von Informationen (Zahl der in der Regel Beschäftigten) und die Anforderung 
der Wählerverzeichnisse. 8 Wochen zwischen Bestellung des Wahlvorstandes und Wahl 
sind nicht realisierbar. Daher kann mit dem 2. Halbsatz von § 23 (1) nur die im 1. Halbsatz 
geforderte unverzügliche Einleitung der Wahl gemeint sein, nicht aber die Wahl selbst, 
wie in der Begründung zum Gesetzentwurf DS 6/5575 dargelegt. Satz 1, 2. Halbsatz sollte 
daher geändert werden. Statt "sie" heißt es "die Einleitung der Wahl". 

zu § 29 (1) Nr.9 Erlöschen der Mitgliedschaft: 
Für die im ThürHG definierten Diversitätsbeauftragten muss die Mitgliedschaft im 
Personalrat analog zu den genannten Beauftragten ebenfalls erlöschen. 

zu § 66: 
Analog zu den Gleichstellungsbeauftragten muss den Diversitätsbeauftragten nach 
ThürHG eine Teilnahme am Monatsgespräch in gleicher Weise ermöglicht werden. 

zu § 60 (2): 
Die regelmäßige Amtszeit nach Satz 1 (2 Jahre und 6 Monate) wird durch Satz 4 faktisch 
in zwei unterschiedlich lange Amtszeiten geteilt: 

Die erste Amtszeit beträgt 2 Jahre und 7 Monate (vom 1. Juni des Jahres der 
Personalratswahl bis zum 31. Dezember des Wahljahres für JAV zwischen den 
Personalratswahlen). Die sich daran anschließende Amtszeit beträgt dann nur 2 Jahre 
und 5 Monate (vom 1. Januar des Jahres nach der Wahl der JAV bis zum 31. Mai des 
Jahres der nächsten Personalratswahl). 

Bei der nächsten JAV-Wahl im Jahr 2025 kann kein/e Auszubildende/r des 1. Lehrjahres 
kandidieren: 

Bedingt durch das Ende der Sommerferien beginnt das Ausbildungsjahr am 11. August 
2025. Bei einem Wahltermin zwischen dem 1. Oktober und 11. November kann kein/e 
Auszubildende/r des 1. Lehrjahres kandidieren, da sie die Bedingung aus § 14 (1) Nr. 1, 
mindestens 3 Monate dem Geschäftsbereich der obersten Dienstbehörde anzugehören, 
noch nicht erfüllen. Entweder wird ein ganzes Lehrjahr vom passiven Wahlrecht 
ausgeschlossen oder der Wahlzeitraum wird auf die Hälfte der vom Gesetzgeber 
vorgegebenen Zeit (zwischen 1. Oktober und 31. Dezember) eingeschränkt. Beides 
spricht dafür, die Amtszeit der JAV bei 2 Jahren zu belassen. 
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zu § 78 Versagungsgründe bei Kündigungen: 
Der in §78 festgelegte Katalog für die Zustimmungsverweigerung enthält nur 
„betriebsbedingten“ Gründen. Personenbedingte Gründe (z.B. Krankheit) und 
verhaltensbedingte Gründe fehlen. Damit wird solchen Beschäftigten eine effektive 
Interessenvertretung durch den Personalrat verwehrt. Der Katalog von 
Versagungsgründen muss daher gestrichen werden. 

Die außerordentliche Kündigung muss ebenso der Mitbestimmung unterliegen, eine 
abgeschwächte Mitbestimmung durch eine bloße Anhörung ist nicht sachgerecht für eine 
Interessenvertretung. 
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